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Vor einigen Jahren hatte ich eine 
interessante Begegnung im Zug. Mir gegen-
über saß ein Geschäftsmann aus der Auto-
mobilindustrie. Wir kamen ins Gespräch 
und nach einer Weile fragte ich: „Warum 
fahren Sie (als Automann) denn mit der 
Bahn, sogar mit einer BahnCard 100?“ Sei-
ne Antwort: „Vor einigen Jahren habe ich 
mir den Fuß gebrochen. Daraufhin meinte 
der Chirurg, ich könne jetzt ein Jahr kein 
Auto fahren, ich war auf die Bahn angewie-
sen. Anschließend konnte ich mir gar nicht 
mehr vorstellen, mit dem Auto zu fahren. 
Wenn ich jetzt nach Hause komme, sind die 
Berichte geschrieben, die Listen fertig und 
ich habe meistens Feierabend. Früher muss-
te ich mich dann noch Stunden an den 
Schreibtisch setzen. Deswegen ist es für 
mich auch nicht so schlimm, wenn es mal 
etwas später wird mit der Bahn.“
Die Umstellung auf ein Leben ohne eige-
nes Automobil wird als radikal empfunden. 
Das Auto ist soziokulturell und mental fest 
verankert. Stau auf der Autobahn, nervige 
Parkplatzsuche, steigende Spritpreise und 
Parkplatzgebühren haben bisher nicht ver-
mocht, einen Wandel der Mobilitätskultur 
zu initiieren. Und das liegt wohl auch dar-
an, dass die Bundesregierung augenschein-
lich bisher nicht daran interessiert schien, 
dass Millionen Menschen ihre Gewohnhei-
ten ändern und das eigene Auto abschaf-

fen. Im Gegenteil, sie verschenkt Milliarden, 
damit die Menschen ihre automobilen Ge-
wohnheiten beibehalten. In Deutschland 
gibt es viel Geld vom Staat, wenn man 
einen Dienstwagen, einen Diesel oder ein 
E-Auto fährt. Auch der Kauf  eines Hyb-
rid-Autos oder das Pendeln zur Arbeit wird 
subventioniert. Insgesamt fördern die Be-
hörden klimaschädliches Mobilitätsverhal-
ten mit knapp 30 Milliarden Euro pro Jahr, 
bilanziert das Umweltbundesamt. (1)

Eine Prämie für kein Auto
Nur wenn man sein Auto abschafft, dann 
gibt es kein Geld. Wie wäre es mit einer 
Förderung für das Naheliegende? Es dürf-
te wohl der weitaus effektivste Beitrag 
zu Klimaschutz und Verkehrswende sein, 
den man leisten kann. Und so könnte die 
 »Abschaffprämie« funktionieren: Wer sein 
privates Auto abschafft und mindestens 
für ein Jahr autofrei bleibt, bekommt 2.000 
Euro vom Staat. (2) Eine Prämie als Impuls, 
einmal etwas anderes auszuprobieren, wie 
der Geschäftsmann in der Bahn. 
Zum Vergleich: Im Jahr 2009 gab es für 
die Verschrottung des Autos 2.500 Euro, 
Abwrackprämie genannt. Heute bekom-
men Käufer(innen) eines E-Autos bis zu 
9.000 Euro vom Staat. Der Bund zahlt, 
die Städte können die Prämie mit zusätz-
lichen Anreizen, sogenannten Incentives, 
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verstärken: Etwa durch ein günstiges Ti-
cket für den Nahverkehr, einen Zuschuss 
für E- oder Cargo-Bike und – ganz wichtig – 
besondere Angebote für Carsharing. Denn 
die Umstellung fällt leichter, wenn sich ein 
Gemeinschaftsauto in unmittelbarer Nähe 
befindet.
Es gab in der Vergangenheit Modellprojek-
te wie etwa „Ein Monat ohne Auto“ oder 
„autofasten“. Doch zum einen war der ver-
anschlagte Zeitraum viel zu kurz, denn so 
schnell werden Alternativen zum Getränke-
holen oder Kinder-zum-Sport Bringen nicht 
zur Routine. Zum anderen stand der Privat-
wagen bei den Testhaushalten weiter vor 
der Tür. Nach einem Monat war dann eher 
klar: Ohne ist es extrem umständlich und 
der Wagen muss bleiben. Um wirklich neue 
Routinen zu etablieren, bräuchte es einen 
Selbstversuch über ein Jahr lang. Diese in-
novative Form einer Abwrackprämie könnte 
als Milliardenprogramm die Transformation 
der Mobilitätskultur initiieren. Wenn man 
die Prämie auf 2.000 Euro festlegt, würden 
bei einem Gesamtvolumen von vier Milliar-
den Euro zwei Millionen Autos abgeschafft. 
Vorausgesetzt freilich, es finden sich genü-
gend Interessent(inn)en. 
Das müsste man ausprobieren, zunächst in 
kleinem Maßstab. Details wären nach der 
Auswertung von Modellphasen festzulegen: 
Wie hoch sollte die Prämie sein, damit sie 
als attraktiv empfunden wird? Welche In-
centives kommen gut an? Wie nah muss ein 
Carsharingauto bereitstehen? Bereits zwei-
mal hat das Wuppertal Institut zusammen 
mit mehreren Kommunen und Stadtwerken 
einen Forschungsantrag dazu an den Bund 
gerichtet – ohne Erfolg. Vielleicht ist in Au-
todeutschland die Vorstellung, eine Prämie 

für den Nichtkauf eines Autos auszuzahlen, 
noch zu visionär. Zumindest eine erste Stu-
die zu vergeben, wie die Prämie ankommt 
und auszugestalten wäre, das traut sich 
nun vielleicht die Ampel-Koalition.
Inzwischen gibt es sogar erste Praxisbeispie-
le, in diese Richtung. In Denzlingen bekam 
500 Euro Prämie, wer sein Auto abschaffte. 
Immerhin 15 Haushalte legten bei diesem 
ersten Versuch ihren Wagen still und ver-
pflichteten sich, sogar für drei Jahre, keinen 
neuen zu kaufen. Die Prämie floss zweck-
gebunden etwa in ein Jahresticket für den 
öffentlichen Nahverkehr. Frankreich fördert 
mit 2.500 Euro die Anschaffung eines E-Bi-
kes – aber nur, wenn man dafür sein Auto 
abschafft. Bisher gab es eine Prämie nur 
für den Erwerb eines neuen Autos. Und die 
Finnen bekommen 1.000 Euro durch das 
Programm „Cash for Clunkers“ (Bargeld für 
Klapperkisten).

Der Zeitpunkt ist günstig
Knapp 80 Prozent der Bürger(innen) wün-
schen sich weniger Autos in ihrer Gemein-
de (3) und rund 40 Prozent können sich 
vorstellen, zukünftig auf ein eigenes Auto 
zu verzichten, wie eine Befragung aus dem 
Jahr 2019 ergab. (4) Demnach haben Mil-
lionen schon einmal darüber nachgedacht, 
ihr Auto abzuschaffen. Ein besonders na-
heliegender Moment, solch einen Gedan-
ken in die Tat umzusetzen, ergibt sich, 
wenn das alte Auto geht und die Ausgabe 
für ein neues ansteht. Denn die Anschaf-
fungskosten machen beim Privatauto den 
größten Anteil aus. Anschließend ergeben 
sich nur die Kosten für den Unterhalt und 
in der Regel sehen die Nutzenden allein 
den Spritpreis. Im Vergleich dazu erschei-
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nen Bus und Bahn sehr teuer, ebenso wie 
Carsharing, weil mit jeder Fahrt die Vollkos-
ten abgerechnet werden. Aus dem Besitz 
des Fahrzeugs ergibt sich sozusagen der 
ökonomische Zwang, es auch zu nutzen.
Hilfreich ist auch, dass die politische De-
batte zur Verkehrswende an Fahrt auf-
nimmt, wie auch die Umsetzung von Maß-
nahmen. Der Bund hat seine Investitionen 
in die Bahn deutlich erhöht, viele Städte 
verbessern ihre Nahverkehrs- und Sharing- 
angebote, erweitern ihre Radwegenetze, 
und vieles mehr. München, Hamburg und 
Berlin haben mit dem Rückbau von Park-
flächen begonnen. Parken wird teurer und 
die CO

2
-Steuer erhöht den Spritpreis. All 

das hat bisher nicht bewirkt, dass sich nen-
nenswerte Teile der automobilen Stadtge-
sellschaft vom Privatauto trennen. An die-
sem Punkt setzt die Abschaffprämie an. Sie 
initiiert bestenfalls eine gesellschaftliche 
Debatte über das eigene Auto. Womöglich 
ändert sich nicht nur die Einstellung derer, 
die die Prämie erhalten, sondern der ge-
samten Gesellschaft.
Die Bundesregierung redet nicht davon, 
aber um die Klimaschutzziele zu erreichen, 
wird sich auch die Zahl der zugelassenen 
Pkw verringern müssen. Und das vor allem 
in den Städten, da man in vielen ländlichen 
Räumen auch langfristig auf ein Auto an-
gewiesen sein wird. Verschiedene Klima-
schutzszenarien gehen von einem notwen-
digen Pkw-Rückgang um 30 bis 50 Prozent 
auf 25 bis 35 Millionen aus. (5) Die Besitz-
quote stieg kontinuierlich auf zuletzt 580 
Pkw pro 1.000 Einwohner(innen) (6), die 
Entwicklung müsste aber in die entgegen-
gesetzte Richtung gehen. Das Umweltbun-
desamt schlägt als Zielwert für Großstädte 

150 Pkw vor. Es ist ein kaum vorstellbarer 
Kraftakt, die Autoflotte auf elektrische Mo-
toren umzustellen, betrieben mit grünem 
Strom. Das ganze Vorhaben hängt von der 
Bereitschaft unserer Nation ab, ihre Mobi-
litätsroutinen zu überdenken.
Eine Prämie für kein Auto klingt im au-
toverrückten Deutschland ziemlich aben-
teuerlich. Doch das Weniger in der Au-
tomobilindustrie führt zu einem Mehr in 
zukunftsfähigen Branchen: Der Nah- und 
Fernverkehr, die Fertigung von Bussen und 
Zügen, Rädern, CargoBikes und E-Scootern, 
und die damit auszubauende Infrastruktur 
bringt wirtschaftliches Wachstum.

Nicht gerecht, aber zukunftstauglich
Nun lässt sich fragen, ob es angemessen 
ist, den Autobesitzer(inne)n noch mehr 
Geld hinterherzuwerfen. Wer hingegen nie 
ein Auto besessen hat oder bereits vor fünf 
Jahren auf Carsharing umgestiegen ist, be-
kommt nichts. Stimmt, das ist ungerecht. 
Ich habe nie ein Auto besessen und bin mit 
Carsharing ausgekommen. Doch warum ich 
jetzt dafür belohnt werden sollte, will mir 
nicht einleuchten. Die Prämie soll nicht be-
lohnen, ein Verhalten beizubehalten, son-
dern motivieren, es zu verändern. Von den 
Prämien für den Erwerb eines Autos habe 
ich im Übrigen auch nie profitiert, sie wohl 
aber über Steuergelder mitfinanziert. Ge-
recht fühlt sich das nicht an.
Politik richtet sich auf die Zukunft. Wer vor 
Einführung des Elterngeldes Kinder bekam, 
ist leer ausgegangen ebenso wie die Käu-
fer(innen) eines Elektroautos. Irgendwann 
einmal gab es eine Förderung für solare 
Warmwasseranlagen. Wer vor dem Stichtag 
beauftragt oder gekauft hat, ging leer aus 
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– oder bekommt weniger, wenn die Förde-
rung erhöht wurde.
Deutschland war mal vorbildlich beim Kli-
maschutz. Doch jetzt geht das Land nicht 
mehr voran. Das liegt nicht zuletzt am Ver-
sagen der Verkehrspolitik und einem Bun-
desverkehrsminister, der ein zigmal unter-
suchtes Tempolimit mit nachweislich posi-
tiven Effekten für Klima und Todesraten als 
„gegen jeden Menschenverstand“ bezeich-
nete, sekundiert von einem Welt-Chefredak-
teur, der einer jungen Fridays-for-Future-Ak-
tivistin empfahl, sie solle auch mal über die 
„Seele des Autos“ reflektieren.
Das Ziel der Bundesregierung, bis zum Jahr 
2030 die Emissionen im Verkehrssektor um 
40 Prozent zu senken, ist nicht mehr annä-
hernd zu erreichen. Die Emissionen liegen 
heute fast auf dem gleichen Niveau wie 
1990. Und dennoch stehen die Zeichen 
auf Wachstum, mehr Straßen, mehr Au-
tos, mehr Lkw, mehr Logistikzentren. Diese 
für Klima, Landschaft und Gesundheit de-
saströste Entwicklung zu stoppen, ist inzwi-
schen sogar verfassungsrechtlich geboten. 
Die Antriebswende ist auf dem Weg, die 
Mobilitätswende steht noch aus.
In Verbindung mit den avisierten Investi-
tionen in nachhaltige Infrastrukturen könn-
te eine Abschaffprämie als förderpolitische 
Innovation der Anfang sein für einen Wan-
del unserer Mobilitätskultur, einer menta-

len Transformation. Damit wir den jungen 
Menschen nicht die Zukunft klauen. – Es 
muss ein Ruck gehen durch Autodeutsch-
land. 
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